
Übrigen auch, dass man in Brüssel die Dinge so flexibel hand-
haben kann, dass die Belange der Staaten und der Regionen be-
rücksichtigt werden.

Für die bevorstehende Förderperiode 2007 bis 2013 kann das
Land Brandenburg nach derzeitigem Stand insgesamt mit rund
2,4 Milliarden Euro rechnen. Allerdings bezieht sich diese Zahl
nur auf EFRE und ESF, sodass sich die Summe der zu erhalten-
den Mittel noch erhöht. Zwar steht noch nicht fest, wie die ge-
samte Summe von 2,4 Milliarden Euro - wenn es denn 2,4 Mil-
liarden sind - zwischen den europäischen Fonds aufgeteilt
wird, doch hat sich diese Aufteilung an den Zielen der neuen
Förderpolitik der Landesregierung zu orientieren, so wie sich
der gesamte Einsatz der Fonds an der Lissabonstrategie auszu-
richten hat.

Ergänzend möchte ich anmerken, dass aus meiner Sicht und
aus Sicht meiner Fraktion begrüßt wird, wenn zur Kofinanzie-
rung auch private Mittel eingesetzt werden können, die dann
auf den Landesanteil angerechnet werden. Wenn dies tatsäch-
lich so kommt, ist es zweifelsohne im Interesse Brandenburgs.

Meine Damen und Herren, die von der Linkspartei.PDS gefor-
derte Weichenstellung ist längst erfolgt. Längst erfolgt ist auch
die Ausschreibung des Operationellen Programms, denn die
Angebotsfrist endete für EFRE am 23. Januar.

(Zuruf der Abgeordneten Osten [Die Linkspartei.PDS])

Wir haben im Ausschuss gemeinsam mit dem Finanzausschuss
begonnen mitzudiskutieren, wir haben die Ausschüsse aufge-
fordert, ihre Vorschläge zu unterbreiten und sie uns einzurei-
chen. An dieser Stelle - so glaube ich - sind wir als Parlament
gut aufgestellt und gut dabei. Mancher mag bedauern, dass es
nicht mehr ist, doch dem Antragsteller sei gesagt, dass derzeit
nicht nur in Brandenburg Weichen gestellt werden, sondern
auch bei unseren europäischen Partnern. - Ich danke für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Fritsch:

Vielen Dank. - Wir setzen die Debatte mit dem Beitrag der
CDU-Fraktion fort. Es spricht die Abgeordnete Richstein.

Frau Richstein (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist erfreulich,
dass wir uns hier im Landtag im Rahmen einer Aktuellen Stun-
de mit Brandenburgs Entwicklung für die Jahre 2007 bis 2013
beschäftigen, und es ist auch gut, dass Anlass für diese Be-
schäftigung der Kompromiss zu den EU-Finanzen sein soll.
Aber, so frage ich Sie, ist heute wirklich der richtige Zeit-
punkt? Haben wir schon die Grundlage für die Debatte? Ken-
nen wir schon die Hebel für die Weichenstellung? Müssen wir
nicht über das Jahr 2013 hinaus planen? Auf einen Nenner ge-
bracht: Nein, nein, nein - ja.

Meine Damen und Herren, wir haben nach langem, schwerem
Ringen einen zwischen den Regierungschefs der Mitglieds-
staaten der Europäischen Union ausgehandelten Kompromiss
zum Standpunkt des Europäischen Rates zur finanziellen Vor-
ausschau und zur Erneuerung der interinstitutionellen Verein-
barung 2007 bis 2013. Das ist viel, aber es ist noch nicht alles.

Dass wir diesen Kompromiss haben, ist ein wichtiger Schritt in
die richtige und notwendige Richtung. Dass wir diesen Kom-
promiss schon Ende 2005 erzielen würden, damit hätte im Som-
mer letzten Jahres kaum jemand gerechnet. Die Gräben zwi-
schen Frankreich, Großbritannien und den neuen Mitgliedsstaa-
ten schienen unüberbrückbar und Deutschland spielte bei der
Kompromisssuche damals keine entscheidende Rolle.

Im Dezember letzten Jahres hat sich dann plötzlich etwas be-
wegt, dies geschah nicht von ungefähr. Unsere Bundeskanzle-
rin, Frau Dr. Angela Merkel, hat bei ihrem ersten Auftritt auf
der europäischen Bühne einfach nur überzeugt.

(Beifall bei der CDU)

Sie hat Deutschland in die Rolle des starken, kompromissfähi-
gen Vermittlers zurückgeführt, eines Vermittlers, der - die eige-
nen Interessen kennend - die europäischen Interessen nicht aus
dem Auge verliert. Die Anerkennung, die der Bundeskanzlerin
zuteil wurde, war und ist einhellig, weit über Partei- und Lan-
desgrenzen hinaus. Das macht mich sehr optimistisch für neue
Impulse und auch für die weitere Entwicklung der europäi-
schen Sache.

Eines ist klar - das müssen wir uns öfter vor Augen halten -:
Wir in Brandenburg sind die Gewinner des europäischen 
Einigungsprozesses, Gewinner, weil Brandenburg seit Jahren
und, auf der einen Seite bedauerlicherweise, auch noch auf 
Jahre enorme materielle und ideelle Unterstützung erfahren
wird, Gewinner aber auch schon allein dank unserer geografi-
schen Lage im Herzen Europas. Dennoch wird hierzulande auf
die Erweiterung unseres Horizonts - sei es die EU-Osterweite-
rung oder die Globalisierung - zuerst mit Ängsten reagiert. Das
passiert zu unserem Schaden, denn für uns sind die Chancen
ungleich größer, wenn wir uns unserer Stärke viel bewusster
werden, wenn wir sie weiter stärken und wenn wir sie im
europäischen Wettbewerb entfalten. Sie, Herr Ministerpräsi-
dent, haben absolut Recht, wenn Sie den Akzent auf das 
Stärken unserer Stärken setzen. Ich bin davon überzeugt, dass
wir in Brandenburg das können.

Wir dürfen nicht vergessen, dass die Menschen in diesem Land
schon viel schwierigere Situationen mit viel weniger Hilfe von
außen gemeistert haben. Führen Sie sich allein die Situation
des Landes nach zwei verheerenden Kriegen und zwei Diktatu-
ren des letzten Jahrhunderts vor Augen. Die damaligen Heraus-
forderungen waren ungleich größer als unsere heutigen Proble-
me. Die Brandenburger haben es gemeistert, weil sie tatkräftig
und heimatverbunden sind.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Ich glaube, dieses Selbstvertrauen müssen wir zuallererst wie-
der stärken. Dafür tragen wir Politiker hier im Landtag wie
auch unsere Kollegen in den Kommunen allergrößte Verant-
wortung. Wir müssen aufhören, ständig zu wehklagen, dass das
Geld weniger wird, dass die Unterstützung, die wir bekommen,
zu knapp ist, dass wir in der Entwicklung rückständig sind,
dass uns diejenigen verlassen, die wir für die Zukunft brau-
chen, dass diejenigen, die bleiben, keine Kinder bekommen,
dass unsere Leistungskraft schlechter ist als die anderer und
dass wir uns weniger leisten können als andere.

Unsere Klagen als Politiker, aber auch die der Medien, die oft
nach der Maxime „only bad news are good news“ leben, sind
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mit verantwortlich, wenn der Optimismus der frühen 90er Jah-
re heute kaum noch zu spüren ist.

Das, meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, ist die ent-
scheidende Weiche, die wir dringend stellen müssen, und zwar
nicht nur für eine Förderperiode, sondern grundsätzlich und für
immer. Hier richte ich meinen Appell ausdrücklich an die PDS:
Hören Sie doch endlich auf, den Menschen immer wieder ein-
zureden, es würde ihnen zu wenig geholfen, sie wären unter-
versorgt und sie würden ungerecht behandelt!

(Beifall bei der CDU)

Geben Sie den Menschen doch endlich Vertrauen in die eigene
Leistungskraft! Stärken Sie die Ostidentität nicht gegen den
Westen, nicht gegen die europäische Einigung, nicht gegen of-
fene Grenzen und freies wirtschaftliches Handeln, sondern für
Brandenburgs Zukunft!

Es stellt sich aber die Frage nach der Grundlage für die Aktuel-
le Stunde. Wir haben – ich sage es nochmals und ich sage es
gern – auch dank des Einsatzes der deutschen Bundeskanzlerin
einen wichtigen Fortschritt erreicht. Aber gerade wir als Parla-
mentarier sollten die Rolle eines Parlaments nicht gering schät-
zen. Das Europäische Parlament hat sich nun einmal sehr 
kritisch mit dem Kompromiss auseinander gesetzt und eine
Reihe von Schwachpunkten aufgezeigt. Wir wissen, dass der
finanzielle Rahmen der neuen Förderperiode nur im Einver-
nehmen zwischen Europäischem Parlament und Europäischem
Rat abgesteckt werden kann. Das heißt, dass wir eigentlich
noch keine richtige aktuelle Grundlage für das Stellen der Wei-
chen haben, wie es von der PDS heute gefordert wird. Oder
meinen Sie etwa die Weichenstellung über die notwendigen
verwaltungsinternen Schritte im Zusammenhang mit der
nächsten Förderperiode?

Ich muss Ihnen widersprechen, Frau Stobrawa. Ich glaube
nämlich, dass wir im Europaausschuss sehr wohl gut mit der
Landesregierung zusammenarbeiten, dass wir dort auf dem
Laufenden gehalten und dass Anregungen aus dem Ausschuss
auch aufgegriffen werden. Ich meine, dass wir bei der Arbeit
mit der Landesregierung an einem sehr guten Punkt angekom-
men sind. Dabei möchte ich ausdrücklich die gute Arbeit und
den Einsatz unseres Ausschussvorsitzenden, Herrn Klaus Bo-
chow, hervorheben.

(Beifall bei CDU und SPD)

Wir müssen aber auch darauf achten, dass zur Gewaltenteilung
eine Unterscheidung der Aufgaben von Parlament und Regie-
rung gehört. Dass es hier durchaus unterschiedliche Ansätze
gibt, haben wir gerade schon gehört. Wir werden das wahr-
scheinlich in der Debatte zum Bericht der Landesregierung
noch einmal aufgreifen. Ich möchte es aber einmal zuspitzen.
Das Anliegen der heutigen Aktuellen Stunde ist ein Gemein-
platz, ist eine Selbstverständlichkeit. Hier sind wir als Koali-
tion heute wirklich schon weiter. Wir sind bereits intensiv da-
bei, die Weichen für die Zukunft des Landes zu stellen, auch
ohne die Appelle der PDS. 

Wir orientieren uns dabei nicht an den Weichenstellungen für
nur eine Förderperiode, wir haben - ich glaube, das ist der rich-
tige Weg - einen längeren Zeithorizont im Blick. Denn wir
müssen jetzt die Grundlagen für die Zeit legen, in der wir kaum

noch Transfers erhalten werden, in der wir letztlich auf eigenen
Füßen stehen müssen: 2013, am Ende der neuen Förderperio-
de. 2019 werden schließlich auch die SoBeZ auslaufen. Zwei-
felsohne kommt es entscheidend darauf an, dass die uns jetzt
zur Verfügung gestellten Mittel sinnvoll als Fundament für un-
sere Zukunft genutzt werden. Dazu gehört auch, dass die Mittel
vollständig genutzt werden. Die Landesregierung weiß, dass
sie hier noch Änderungsbedarf hat. 

Gestatten Sie mir noch diese kleine Randbemerkung: Wir kön-
nen natürlich nicht jedem Lokalpolitiker sein Spaßbad mit ei-
ner Luxusarchitektur als Denkmäler ihres Wirkens finanzieren. 

(Vereinzelt Beifall bei der Linkspartei.PDS) 

Bäder entsprechend des Bedarfs mit einer soliden Planung ja;
Luxusarchitektur muss aber der bezahlen, der sie haben möchte.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Zurück zur Zukunftsplanung Brandenburgs: Die Ecksteine
sind gesetzt. Da hier schon die Lampe blinkt, kann ich darauf
nur stichwortartig eingehen. Das Entwicklungskonzept, das der
Wirtschaftsminister vorgelegt hat, ist ein überzeugendes Bran-
chenförderkonzept. Wir sind auf einem guten Weg, was die
Landesentwicklung betrifft. Und wir dürfen nicht vergessen,
dass uns die Fragen der demografischen Entwicklung auch
weiterhin beschäftigen werden, wie es schon seit Anfang der
Legislaturperiode geschieht.

Fakt ist: In der kommenden Förderperiode haben wir noch ein-
mal die Möglichkeit, mit relativ umfangreichen Mitteln die
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass Brandenburg über den
Tag hinaus immer stärker auf eigenen Füßen stehen kann. Da-
bei kann das Ziel unseres Handelns nicht sein, den Förderstatus
eines Ziel-1-Gebietes festzuschreiben, sondern wir wollen
wirtschaftlich so stark werden, dass wir unabhängig von Trans-
ferleistungen sind. Das Potenzial dafür haben wir. 

Es ist oberste Prämisse, ganz gleich, ob es um die zukünftige
Wirtschaftsförderung, die Mittel aus dem Europäischen Sozial-
fonds oder um Mittel für die ländliche Entwicklung und den
Umweltschutz geht, uns immer zu fragen: Sind die Mittel, die
wir heute haben, zukunftsweisend eingesetzt? Gelingt es uns,
die vorhandenen Stärken weiterzuentwickeln? Entsteht aus den
eingesetzten Mitteln zukünftige Wirtschaftskraft mit Arbeits-
plätzen, mit Steuerkraft und mit langfristigem Wachstumspo-
tenzial? Werden die Menschen, die heute noch von staatlichen
Transferleistungen abhängig sind, künftig in der Lage sein, sich
von diesen Transfers unabhängig zu machen? Nur wenn wir
diese Fragen mit Ja beantworten, werden wir die von uns hoch
gesteckten Ziele auch erreichen können.

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Fritsch:

Für die DVU-Fraktion spricht die Abgeordnete Hesselbarth. 

Frau Hesselbarth (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Meine Damen und
Herren der Linkspartei.PDS, die von Ihnen beantragte Aktuelle


